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Vorwort 
 
 
 
 
 
 
Was ändert sich nach einem Regierungswechsel? Der Machtwechsel gilt demo-
kratietypologisch als ein Qualitätsnachweis responsiver politischer Systeme. Da 
ist man als Leser neugierig, ob sich nicht auch im Innern der Politik, im 
Arkanbereich der Regierungszentrale, messbare Änderungen zeigen lassen, die 
nach Wahlen erfolgen. Was liefert die moderne Regierungsforschung dazu an 
Ergebnissen? Was ändert sich durch Wahlen im und am institutionellen Arran-
gement einer Regierung? Überzeugend ist das nicht, was man bislang in der 
nationalen und internationalen Literatur dazu findet. Insofern ist es vom 
Nachwuchswissenschafter Martin Florack nicht nur verdienstvoll diese empiri-
sche Lücke zu schließen, sondern auch ein Abenteuer zugleich. Denn es galt 
sowohl theoretische Maßstäbe zu entwickeln als auch empirische Daten zu he-
ben, um das zu Analysierende überhaupt messbar zu machen. 

Als überwölbendes Fallbeispiel analysiert der Verfasser filigran den Regie-
rungswechsel in Nordrhein-Westfalen von 2005. Nach 39 Jahren verlor die SPD 
mit dem Wechsel im Amt des Ministerpräsidenten von Peer Steinbrück zu Jür-
gen Rüttgers die Macht in der Staatskanzlei. Sollte das nicht Anlass genug sein, 
um von einem radikalen organisatorischen Umbruch auszugehen? Das von Mar-
tin Florack so bezeichnete „Veränderungsnarrativ“  war öffentlich dominant. Die 
Erwartungshaltung vieler Wähler und Beobachter ging davon aus, dass so ein 
machtpolitischer Umbruch auch gravierende institutionelle Veränderungen mit 
sich bringen sollte. Wenn institutioneller Wandel ansonsten eher schleichend 
daherkommt, dann doch sicher nicht nach so einem historischen Einschnitt? 
Oder sollte am Ende doch erneut das „Stabilitätsnarrativ“ mit seiner Kontinui-
tätsfixierung greifen? Martin Florack forscht nach Veränderungen in der Organi-
sation der NRW-Landesregierung rund um den Regierungswechsel von 2005. 
Präzise wählt er die Perspektive einer Landesregierung als Kommunikations- 
und Entscheidungssystem im Sinne der Kernexekutive, was den Prozesscharak-
ter des Gegenstandes unterstreicht und das Wechselspiel von formellen und in-
formellen Strukturen im Blick behält. Die empirische Analyse folgt unterschied-
lichen Transformationslogiken, aber nicht im Sinne der Deskription, sondern 
streng problemorientiert anhand theoretisch fundierter Modi institutioneller 
Transformation. 
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Wir wissen bislang nichts über den Wandel der Regierungsformation 2005 
in Düsseldorf. Was bewirkte die Transformation und wie weit reichte sie? Wie 
kann man exemplarisch nachweisen, dass sich Rüttgers und andere Führungsak-
teure ihren Führungsanspruch erkämpften, Entscheidungen durchsetzten und 
damit einen unverwechselbaren Transformations-Stil pflegten? Was daran war 
absichtsvoll, was zufällig? Was wurde als persönlicher Anteil des Regierungs-
chefs an den Entscheidungen sichtbar? Für die Regierungsforschung sind das 
signifikant wichtige Fragestellungen, die mit Blick auf den Gegenstandsbereich 
der Kernexekutive weitgehend unbeantwortet sind – dies gilt erst recht auf Lan-
desebene. Doch wenn unklar bleibt, welche Muster institutioneller Transformati-
on existieren, kann weder politisches Lernen noch wissenschaftliche Politikbera-
tung greifen. 

Was sich in der vorliegenden Studie darbietet, ist ein landespolitischer Kri-
mi mit zahlreichen Spannungsmomenten. Viele der wörtlichen Zitate und Ein-
schätzungen der wichtigsten Akteure stehen programmatisch für sich selbst. Sie 
sind Zeugnisse der politischen Selbsteinschätzung, die vor dem Gesamtbild der 
Studie auch häufig als eine Form von dramatischem „Bestätigungsirrtum“ einge-
ordnet werden können. Die methodische Verbindung aus teilnehmender Be-
obachtung, Befragung und Dokumentenauswertung schafft Raum für die authen-
tische Rekonstruktion einer dynamischen Kernexekutive im Entscheidungsfall. 

Alle den Analysezugang prägenden Modi der Transformation kommen zu 
ihrem Recht. Ihre Gewichtung und die Häufigkeit variiert, aber schon früh wird 
erkennbar, dass sich bestimmte Muster im Regelsystem über solche Modi der 
Transformation markieren lassen. Das Forschungsdesign mündet zwangsläufig 
in eine Hypothesenbildung ein. Neun zusammenfassende Hypothesen zeigen 
anspruchsvoll, welche Ansätze einer gegenstandsbezogenen Theoriebildung 
konkret entwickelt wurden. Die Hypothesen sollen am Ende nochmals rechtfer-
tigen, welcher Gewinn im Rahmen einer qualitativen Einzelfallstudie und mit 
Hilfe teilnehmender Beobachtung generierbar ist. Man blendet beim Lesen dieser 
Hypothesen häufig den konkreten Gegenstandsbereich der untersuchten Regie-
rungsformation aus. Der extrem verdichtete Schluss lädt den Leser ein, Ausru-
femarkierungen, Fragezeichen, Nachfragen und Analogieschlüsse an den Rand 
zu schreiben. Kann es etwas Besseres geben, wenn man sich so als Leser am 
Ende herausgefordert fühlt und gleichermaßen schon den nächsten Fall vor sich 
sieht, den man mit den gleichen theoriegeleiteten Überlegungen sezieren möch-
te? 

Vieles im Alltag einer Regierungsformation lebt vom antizipierten Panora-
ma der Ahnungen. Das bedeutet keineswegs Regierungs-Anarchie oder pures 
Dissens-Management, aber auch nicht regelgeleite und effiziente Planung. Die 
Dynamiken der Transformation, die Martin Florack aufspürt, brechen diesen 
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Dualismus auf. Was ändert sich folglich durch Wahlen? Die vorliegenden Innen-
ansichten zum Machtgefüge einer Regierungsformation lassen eine Antwort zu: 
Einiges! Ob dies zielgerichtet oder zufällig war, muss an einigen Stellen zwangs-
läufig offen bleiben. Aber die Dynamik der Veränderung ist mikropolitisch viel 
mehr als nur der äußerlich sichtbare Austausch von Akteuren oder formale 
Strukturveränderungen. Machtmobiles bleiben längere Zeit in Schwingung, wie 
die nachfolgende Studie exemplarisch zeigen kann. 
 

Duisburg, Juni 2013 
Univ.-Prof. Dr. Karl-Rudolf Korte 

Direktor NRW School of Governance 
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Die Geschichte dieses Buches sähe anders aus, wenn mich nicht viele Menschen 
auf dem Weg zu seiner Fertigstellung unterstützt hätten. 

Die Idee zu diesem Dissertationsprojekt wäre niemals ohne meinen Doktor-
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haben mir überdies mit einigem zeitlichen Abstand erneut als Interviewpartner 
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Austausch über die bis dahin gewonnenen Erkenntnisse und daraus abgeleitete 
Schlussfolgerungen ein unschätzbarer Gewinn. 

Für meine Recherchen konnte ich neben den üblichen Quellen auf die Be-
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fen. Den dort tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern danke ich für die immer 
freundliche und professionelle Hilfe bei der manchmal mühsamen und kleinteili-
gen Recherche. 

Durch das ganze Team der Forschungsgruppe Regieren in Duisburg habe 
ich während des gesamten Forschungsprozesses wertvolle Hinweise, Anregun-
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gen und Hilfestellungen erhalten. Viele  meiner Kolleginnen und Kollegen haben 
durch Hinweise zu früheren Textfassungen geholfen, Zusammenhänge zu schär-
fen, Unklarheiten zu bereinigen und Verbindungen zu anderen Forschungsfel-
dern herzustellen. Nicht zuletzt die Geduld und Hilfestellung dieser Kolleginnen 
und Kollegen war in der Schlussphase notwendig, um das Buch fertigzustellen 
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Gadinger, Dr. Timo Grunden, Niko Switek M.A. und Dr. Kristina Weissenbach. 
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mich bei Verena Metzger, Frank Schindler und Sabine Schöller für die reibungs-
lose Zusammenarbeit bei der Vorbereitung dieser Publikation. 

Für den Inhalt des Buches und etwaige Fehler ist selbstverständlich allein 
der Autor verantwortlich. 

Zu Dank verpflichtet bin ich außerdem meinem Zweitgutachter, Prof. Dr. 
Nicolai Dose, und den weiteren Mitgliedern der Prüfungskommission, Prof. Dr. 
Manfred Mai und Prof. Dr. Stefan Marschall, deren besonderes Engagement 
einen zügigen Abschluss des Dissertationsverfahrens ermöglicht hat. 

Mein besonderer Dank für vielfältige professionelle und freundschaftliche 
Unterstützung gilt: Dr. Julian Eckl, Dr. Moritz Weiß, Prof. Dr. Christoph 
Strünck, Dr. Jörg-Uwe Nieland, Monika Bähtz, Dagmar Bäcker, Dr. Matthias 
Degen, Peter Maaß und André Zimmermann. 

Ich danke schließlich meinen Eltern und meiner Schwester, ohne deren lie-
bevolle Unterstützung alles unmöglich gewesen wäre. 
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1 Einleitung: Problemaufriss, Erkenntnisinteresse 
und Untersuchungsgegenstand 

 
 
 
 
 
 
1.1 Problemaufriss: Regierungsorganisation nach Regierungswechseln 
 
Demokratie bedeutet Herrschaft auf Zeit. Regierungswechsel sind folglich der 
Wesenskern der Demokratie: Auf Zeit verliehene Macht wird neu vergeben. 
Regierungen werden bei Wahlen bestätigt oder abgewählt. Regierungen kommen 
nach Wahlen neu ins Amt oder bilden sich in parlamentarischen Regierungssys-
temen infolge des Zerfalls einer Regierungsformation ohne erneuten Wahlakt. 
Konstitutiv ist der antirevolutionäre Charakter all dieser Formen von Regie-
rungswechseln1 in Demokratien (Weizsäcker 1989): 
 

„Es wechselt nicht der Staat, es wechseln Regierungen. Die oft propagierte Lehre 
von den großen Zäsuren steht im Widerspruch zu unseren Erfahrungen. Es gibt kei-
ne Stunde Null. Mit keinem demokratischen Machtwechsel droht der Untergang, mit 
keiner neuen Regierung fängt die Sache erst richtig an. (…) Wir sitzen zusammen in 
einem Boot der Kontinuität, und das ist gut.“ 

 
Konstitutiv für demokratische Regierungswechsel ist, dass trotz des Wechsels 
der Regierungsformation die fundamentalen demokratischen Regeln des politi-
schen Spiels unverändert bleiben. Es handelt sich in systematischer Hinsicht also 
nicht um einen beachtenswerten Sonder-, sondern um den demokratischen Nor-
malfall. Dennoch, "[t]ransitions of power represent a critical moment in our 
democratic systems. These ‘peaceful’ coups are greeted with a mixture of eupho-
ria and anxiety” (Savoie 1993c: ix). Denn jeder Regierungswechsel zieht auto-
matisch ein Spannungsfeld zwischen Stabilität und Wandel auf unterschiedlichen 
Ebenen nach sich. Während ein Regierungswechsel auf der einen Seite notwen-
digerweise ein gewisses Maß an inhaltlicher Veränderung der jeweiligen Regie-
rungspolitik bedeutet, ist auf der anderen Seite der Fortbestand des politischen 
Rahmens essentiell für den demokratischen Übergang von einer Regierung zur 
nächsten. Diese Stabilität erstreckt sich dabei zunächst auf das konstitutionelle 

                                                           
1  Vgl. insbesondere die Versuche einer systematischen Typologisierung von Macht- und 

Regierungswechseln bei Savoie 1993a: 2–4; Korte 2001a; Wehling 2006: 273–275.  

M. Florack, Transformation der Kernexekutive, 
DOI 10.1007/978-3-531-19119-5_1, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013



22 1 Einleitung 

Grundgerüst des jeweiligen Regierungssystems. Er ist aber darüber hinaus auch 
konstitutiv für andere Rahmenbedingungen des Regierens: Zwar mögen sich die 
inhaltlichen Zielsetzungen, die personelle Zusammensetzung der Regierung, der 
Zuschnitt und das Personal des Kabinetts, die ideologisch-programmatischen 
Referenzpunkte und die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen durch einen Regie-
rungswechsel ändern. Aber neben den konstitutionellen Rahmenbedingungen 
bleiben auch die fundamentalen politischen Spielregeln des jeweiligen Regie-
rungssystems, die sachpolitischen Zwänge und nicht zuletzt die etablierten poli-
tischen Strukturmuster stabil und fungieren auch für die neue Regierung als 
handlungsbegrenzende Leitplanken ihrer künftigen Arbeit. Jede Veränderung 
muss gegen strukturelle und politische Beharrungskräfte durchgesetzt und er-
kämpft werden. 

Das damit kurz umrissene Wechselspiel zwischen Kontinuität und Wandel 
bei Regierungswechseln hat die Politikwissenschaft bislang vor allem unter dem 
Gesichtspunkt der Politikinhalte beschäftigt. „Do Parties Matter?“ ist die viel-
fach gestellte Frage, die insbesondere Umfang und Ausmaß des an parteiliches 
Handeln gebundenen materiellen Politikwandels im Zuge von Regierungswech-
seln thematisiert (vgl. ausführlicher Schmidt 1996; Zohlnhöfer 2001). Unter 
normativen Gesichtspunkten erscheint die damit verbundene Fokussierung auf 
die Policy-Dimension nachvollziehbar. Schließlich sind es vor allem die mit 
einem Regierungswechsel einhergehenden materiellen Veränderungen der Poli-
tikinhalte, die als Referenzpunkte für künftige Wahlentscheidungen des Souve-
räns dienen. Es sind zuvorderst die inhaltlichen Weichenstellungen einer neuen 
Regierung, die bewertet werden und folglich mit Ablauf des Regierungsmandats 
über Fortbestand oder Ablösung einer Regierung entscheiden. 

Für die vorliegende Arbeit steht jedoch nicht die Frage nach den Politikin-
halten im Mittelpunkt des Erkenntnisinteresses. In den Fokus rücken vielmehr 
die institutionellen und organisatorischen Aspekte des Regierens nach einem 
Regierungswechsel. Im Sinne einer vorläufigen Eingrenzung des Erkenntnisinte-
resses richtet die vorliegende Arbeit ihr Augenmerk auf die Konsequenzen eines 
Regierungswechsels für die Regierungsorganisation als Institutionensystem: 
Welche Konsequenzen hat ein Regierungswechsel für die institutionellen und 
organisatorischen Strukturen einer Regierung? Wie organisiert eine neue Regie-
rung ihre kollektive Handlungsfähigkeit? Wo zeigen sich im Zuge eines Regie-
rungswechsels institutionelle Veränderungen, wo dominiert institutionelle Stabi-
lität? Wie organisiert eine neue Regierung ihre Entscheidungsstrukturen, um den 
an sie gerichteten Erwartungen zur Politikherstellung und -darstellung gerecht zu 
werden? Vertraut sich eine neue Regierung den etablierten Strukturen der beste-
henden Regierungsorganisation an oder setzt sie auf organisatorische Verände-
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rungen? Dominieren mithin Stabilität oder Wandel der Regierungsorganisation 
und was sind die jeweils dahinterstehenden Erklärungsmuster? 

Diesen Leitfragen geht die vorliegende Studie mit Hilfe einer Fallanalyse 
des Regierungswechsels 2005 in Nordrhein-Westfalen nach. Sie untersucht zum 
einen die konkreten Entwicklungen der Regierungsorganisation in den ersten 
Monaten der neu gewählten Landesregierung unter Führung des Ministerpräsi-
denten Jürgen Rüttgers und liefert damit fallbezogene Antworten auf die oben 
formulierten Fragen. Die Arbeit leistet so einen empirischen Beitrag zur Regie-
rungsforschung auf Landesebene und erweitert die subnationale Exekutivfor-
schung. Zum anderen verbindet sich mit der Analyse ein über den konkreten 
Untersuchungsgegenstand hinausreichendes Erkenntnisinteresse, welches im 
Mittelpunkt dieser Studie steht: Ziel ist nicht alleine die analytische Rekonstruk-
tion des untersuchten Einzelfalls, sondern die Entwicklung eines über den kon-
kreten Untersuchungsgegenstand hinausreichenden, aber gleichwohl gegen-
standsbezogenen Analyserahmens, die Identifikation kausaler Mechanismen und 
die daraus abgeleitete Entwicklung theoretischer Erklärungen, die möglicherwei-
se auch über den Einzelfall hinaus Geltung beanspruchen können. Bevor jedoch 
die Präzisierung der Fragestellung und des Erkenntnisinteresses, eine weiterge-
hende Formulierung der Ziele der vorliegenden Arbeit und eine Konkretisierung 
der Untersuchungsgegenstände vorgenommen werden, gilt es, nachfolgend zu-
nächst zu begründen, dass die vorliegende Forschungsfrage keineswegs trivial 
ist. 

Aus analytischer Sicht stellen die an einen Regierungswechsel gerichteten 
Erwartungen ein Rätsel dar, welches mit Blick auf den Stand der Forschung 
nicht ohne weiteres aufgelöst werden kann: Ausgangspunkt ist die Beobachtung, 
dass sich mit Blick auf den Gegenstand der Regierungsorganisation nach Regie-
rungswechseln sehr unterschiedliche Erwartungen verbinden. Es lassen sich 
hinsichtlich parlamentarischer Regierungssysteme2 idealtypisch zwei Positionen 
herausarbeiten, die durchaus widersprüchliche Erwartungen formulieren. Sie 
sollen hier im Sinne einer problemorientierten Zuspitzung zu zwei „Narrativen“3 
verdichtet werden, um die mit ihnen verbundenen Perspektiven jeweils deutlich 
zu machen und zugleich die Verortung der vorliegenden Analyse zu verdeutli-

                                                           
2  Die Frage von Stabilität und Dauerhaftigkeit auf der einen und dem Wandel und der 

Veränderung der Regierungsorganisation auf der anderen Seite wird meist mit Verweis auf 
fundamentale Unterschiede zwischen unterschiedlichen Regierungssystemtypen vorstruk-
turiert. So stehen sich die weitgehende Stabilität in parlamentarischen Regierungssystemen und 
die deutlich größeren Veränderungsdynamiken in präsidentiellen Regierungssystemen 
diametral gegenüber (Derlien/Murswieck 2001: 7–8).  

3  Narrativ wird hier verstanden als sinnstiftende Erzählung, die sich meist auf ein Problem 
bezieht und Problemsicht, Ursachen und Lösungsstrategien in einer dramatischen Komposition 
(Plot) kausal verknüpft. Vgl. Gadinger i.E.: 32; Viehöver 2001: 195. 
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chen, die sich als Pendant zu diesen einseitig entweder auf Kontinuität oder auf 
Wandel abzielenden Narrativen versteht. 
 
 
1.1.1 Das „Veränderungsnarrativ“ 
 
Auf der einen Seite betont das Veränderungsnarrativ bereits in der semantischen 
Rahmung von Regierungswechseln die Erwartungen umwälzender Veränderun-
gen. Dies gilt umso mehr, wenn es sich wie beim hier untersuchten Fall des Re-
gierungswechsels 2005 in Nordrhein-Westfalen um einen „kompletten Macht-
wechsel“ (Korte 2001a: 32–33; vgl. Wehling 2006: 273–275; Helms 1994: 227) 
handelt, bei dem die ursprünglich in der Opposition befindlichen Parteien CDU 
und FDP die Regierungsverantwortung übernehmen, während die vormaligen 
Regierungsparteien SPD und Bündnis90/Die Grünen den Gang in die Opposition 
antreten. In der medialen Berichterstattung dominierten folglich Bilder eines 
„Erdbeben[s] vom Rhein“ (SZ v. 23.05.2005), einer „Zeitenwende an Rhein und 
Ruhr“ (Die Welt v. 23.05.2005), dem Ende einer Ära (FAZ v. 24.05.2010) und 
vom „Herzstillstand“ der bisherigen Regierung, insbesondere der SPD, in der 
„Herzkammer“ der Sozialdemokratie (Tagesspiegel v. 23.05.2010) (vgl. auch 
Korte et al. 2006: 330–335). Nimmt man die metaphorischen Deutungen des 
Ereignisses auf, so gibt es ein verbindendes Element: Alle Umschreibungen 
gehen von einem kurzfristigen, aber massiven Impuls mit weitreichenden Kon-
sequenzen aus. Ein heftiges Schockerlebnis rüttelt den politischen Normalbetrieb 
durcheinander und sorgt für eine Neukonfiguration der politischen Verhältnisse. 
Ein eigentlich kurzfristiger Impuls – wie die Bilder des „Erdbebens“ und des 
„Erdrutsches“ nahe legen – entfaltet breite Wirkungen mit langanhaltenden Kon-
sequenzen. 

Meist stehen bei den erwarteten Auswirkungen die sachpolitischen Aspekte 
im Mittelpunkt des Interesses. So verbindet sich mit dem Veränderungsnarrativ 
die Erwartung, dass „nach dem Machtwechsel der Politikwechsel“ (Grunden 
2004) folgt. Aber das Veränderungsnarrativ beinhaltet zumindest implizit auch 
Erwartungen hinsichtlich der hier im Mittelpunkt stehenden Struktur der Regie-
rungsorganisation. Wird mit einem Regierungswechsel die Erwartung eines 
Politikwandels akzentuiert, dann verbinden sich mit dem Veränderungsnarrativ 
ähnliche Erwartungen hinsichtlich der Regierungsorganisation: „Wandel kann 
(…) nur dann wirkungsvoll in politisches Handeln umgesetzt werden, wenn die 
organisatorischen Veränderungsprozesse zügig und geordnet verlaufen" (Busse 
1999: 322). Ein Regierungswechsel beinhaltet folglich nicht nur Konsequenzen 
auf der Policy-Ebene. Neben der Aufstellung und Finanzierung eines Sachpro-
grammes muss eine Regierung sich zu Beginn ihrer Amtszeit selbst „organisie-
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ren“ und geeignetes Personal rekrutieren (König 2001: 23). Mit einem Regie-
rungswechsel rücken folglich auch die Performanz des neuen Regierungsperso-
nals, strukturelle Entwicklungen des Regierungssystems und die von Akteuren 
verfolgten Strategien und Taktiken im Sinne einer Politics-Fokussierung ins 
Blickfeld (Thaysen 2006a: 585; siehe auch Derlien/Murswieck 2001). In anderen 
Worten: 
 

“Intense activity occurs within a very limited time frame as efforts are made to mesh 
the new political apparatus with the administrative machinery. Attention must be 
paid to policy, machinery of government, and personnel issues all at once. The first 
few weeks can set the tone and influence performance for the new government's 
whole mandate” (Savoie 1993c: ix). 

 
Das Veränderungsnarrativ geht folglich davon aus, dass mit einem Regierungs-
wechsel auch weiterreichende Konsequenzen für die Regierungsorganisation 
verbunden sind: 

Zum einen versteht das Veränderungsnarrativ einen Regierungswechsel als 
vergleichsweise kurze und zeitlich begrenzte Phase des Übergangs. Es vermittelt 
den Eindruck, ein Regierungswechsel sei nach den sprichwörtlichen „ersten 100 
Tagen“ weitgehend abgeschlossen. Im Anschluss an diese zeitlich eng einge-
grenzte „Transition“4 geht es fortan um die Umsetzung des vereinbarten Regie-
rungsprogramms sowie exekutives Routinehandeln. Handlungs- und Entschei-
dungsfähigkeit einer Regierung müssen innerhalb dieser kurzen Phase des Über-
gangs hergestellt werden, soll die Umsetzung der künftigen Agenda nicht behin-
dert oder erschwert werden. 

Zum anderen rückt das Veränderungsnarrativ schnelle Organisationsent-
scheidungen der politischen Exekutive in den Mittelpunkt. Dazu gehören die 
vom Regierungschef im Rahmen seiner Organisationsgewalt zu treffenden Ent-
scheidungen über den künftigen Ressortzuschnitt, die formale Bestellung des 
Kabinetts sowie Organisationserlasse über die organisatorische Verteilung von 
Zuständigkeiten innerhalb der neuen Regierungsformation. Einen vorläufigen 

                                                           
4  Vor allem die US-amerikanische Forschung spricht von „Transitionen“ und betont dabei 

insbesondere die Dimension der organisatorischen Restrukturierung. Vgl. z.B. Mosher et al. 
1987; Pfiffner/Hoxie 1989; Hess 2002). Ein Sammelband mit kanadischen Fallstudien hat 
diesen Begriff mit Verweis auf die elaborierte Forschung in den USA übernommen: Savoie 
1993c. In den USA ist die „Transition“ von einer Präsidentschaft zur nächsten zudem seit 1963 
im Rahmen des „Presidential Transition Act“ (Public Law 88-277) rechtlich normiert. Zeitlich 
ist die „Transition“ durch die Wahl des Präsidenten jeweils am Dienstag nach dem ersten 
Montag im November und die Amtseinführung des neuen Präsidenten am 20. Januar des 
Folgejahres klar eingegrenzt.  
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Abschluss finden diese Veränderungsprozesse durch die Abgabe der „Großen 
Regierungserklärung“5 des neuen Regierungschefs vor dem Parlament. 

Stärker analytisch zusammengefasst verbindet sich mit dem Veränderungs-
narrativ zu Regierungswechseln also die Vorstellung eines gravierenden externen 
Schocks. Die Regierungsorganisation verändert sich im Zuge dieses Ereignisses 
schnell und gegebenenfalls abrupt, um dann für den Rest der Legislaturperiode 
vergleichsweise stabil als Organisationsstruktur erhalten zu bleiben. Die weitere 
Analyse verfolgt neben der empirischen Zielsetzung einer analytischen Rekon-
struktion des Fallbeispiels auch eine theoretische Zielsetzung. Daher gilt es, zum 
einen die mit dem Veränderungsnarrativ verbundenen empirischen Erwartungen 
zur Entwicklung der Regierungsorganisation nach einem Regierungswechsel 
kurz zu skizzieren. Zum anderen sollen aber bereits auch im Sinne einer stärke-
ren analytischen Abstraktion einige theoretische Aspekte herausgearbeitet wer-
den, die bei der Erarbeitung des gegenstandsbezogenen Analyseansatzes erneut 
aufgegriffen werden (vgl. Kapitel 3). 
 
 
1.1.2 Das „Stabilitätsnarrativ“ 
 
Das Stabilitätsnarrativ auf der anderen Seite betont die grundsätzlich auf Dauer-
haftigkeit und Kontinuität angelegte Struktur der Regierungsorganisation insbe-
sondere mit Verweis auf makrostrukturelle Aspekte des parlamentarischen Re-
gierungssystems (Derlien/Murswieck 2001: 7–8). Aus dieser Perspektive heraus 
spielt sich ein Regierungswechsel fast ausschließlich auf der Ebene veränderter 
Sachprogramme ab. Bestenfalls kommt noch Personalveränderungen auf der 
Ebene der politischen Exekutive eine wichtige Rolle zu. Aber bereits bei der 
Betrachtung des administrativen Regierungspersonals wird auf die im parlamen-
tarischen Regierungssystem beschränkten Möglichkeiten der Personalpatronage 
als Hemmschuh auch für organisatorische Veränderungen verwiesen (Derlien 
2001: 47–52; hierzu auch König 2002c: 270–271). Ausgehend von der Prämisse, 
dass Personalpatronage nicht zuletzt der Veränderung von Organisationsstruktu-
ren dient, sind angesichts dieser Rahmenbedingungen kaum Veränderungen der 
Regierungsorganisation im Zuge von Regierungswechseln zu erwarten. Diese für 
die bundespolitische Ebene herausgearbeitete Beschränkung findet in Nordrhein-
Westfalen insofern eine weitere Zuspitzung, als dass die Abteilungsleiter in den 
Landesressorts und der Staatskanzlei nicht als „politische Beamte“ klassifiziert 
sind. Sie können insofern nicht in den vorläufigen Ruhestand versetzt werden. 
                                                           
5  Mit „Großen Regierungserklärungen“ sind die jeweils ersten Regierungserklärungen eines 

Regierungschefs nach seiner Wahl gemeint, in denen dieser das Arbeitsprogramm der 
Regierung für die Legislaturperiode vorstellt (Korte 2002).  
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Folglich sinkt nicht nur das personalpolitische Patronagepotential, sondern auch 
der Spielraum für mit Personalwechseln verbundene Organisationsveränderun-
gen unterhalb der unmittelbaren exekutiven Leitungsebene. 

Anders als im Veränderungsnarrativ bedeutet ein Regierungswechsel auf 
der Ebene der Regierungsorganisation also keineswegs ein „Schockerlebnis“. 
Das vielmehr wirkungsmächtige Bild einer stabilen und auch in Zeiten von Re-
gierungswechseln jederzeit handlungsfähigen Regierungsorganisation zeichnet 
Wilhelm Hennis. Neu gewählte Amtsträger können sich den bewährten Routinen 
des Regierungsapparats und den etablierten Strukturen der Regierungsorganisa-
tion anvertrauen: „Im Moment seiner Wahl ist das Pferd gesattelt und gezäumt, 
er muss nur reiten können“ (Hennis 1964: 27). 

Damit korrespondiert im Gegensatz zum Veränderungsnarrativ im Stabili-
tätsnarrativ die Vorstellung einer bestenfalls langfristigen und inkrementellen 
Strukturveränderung auf der Ebene der Regierungsorganisation. So erweisen sich 
insbesondere in der langfristigen Perspektive beobachtbare Veränderungsprozes-
se der Regierungsorganisation als vergleichsweise marginal und wenig transfor-
mativ für die Gesamtstruktur. Verwaltungswissenschaftliche Befunde zur Regie-
rungsadministration verweisen beispielsweise auf den strukturbildenden Charak-
ter administrativer Linienorganisation und weitere typische Strukturmuster der 
bundesdeutschen Regierungsorganisation (ausführlicher hierzu Kapitel 2.1). 

Erneut analytisch zusammengefasst verbindet sich mit dem Stabilitätsnarra-
tiv die Vorstellung, dass ein Regierungswechsel fortlaufend stattfindende, inkre-
mentelle Organisationsveränderungen nur in engen Grenzen beeinflusst. Die Re-
gierungsorganisation als auf Dauer angelegte Struktur bleibt meist stabil, ändert 
sich bestenfalls inkrementell und Eingriffe in die Regierungsorganisation stellen 
meist keine radikale Transformation der Organisationsstruktur insgesamt dar. 
 
 
1.1.3 Zwischenfazit 
 
Wie lässt sich das mit diesen beiden Narrativen verbundene Spannungsverhältnis 
auflösen? Woraus resultieren die jeweils empirisch gleichermaßen belegbaren 
Perspektiven und inwieweit handelt es sich dabei um diametral gegensätzliche 
und widersprüchliche Einschätzungen? 

Auf den ersten Blick formulieren die beiden idealtypisch konstruierten Nar-
rative radikal unterschiedliche Erwartungen hinsichtlich der Folgen von Regie-
rungswechseln für die Institutionen der Regierungsorganisation. Während im 
Stabilitätsnarrativ der auf Kontinuität ausgelegte Charakter der Regierungsorga-
nisation über längere Zeiträume hinweg betont wird, bewertet das Verände-
rungsnarrativ die mit einem Regierungswechsel verbundenen strukturellen Ver-
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änderungen höher in ihrem Einfluss auf das institutionelle Gefüge der Regie-
rungsorganisation. Die Ursache, und das macht den zentralen analytischen Un-
terschied zwischen beiden Narrativen aus, liegt in der Betonung jeweils unter-
schiedlicher Gegenstandsbereiche der Regierungsorganisation. 

Das Veränderungsnarrativ betont vor allem den Einfluss politischer Füh-
rung und den Veränderungs- und Steuerungsimpuls individueller politischer 
Akteure. Adressat dieses institutionellen Veränderungswillens sind dabei insbe-
sondere die im Sinne der Organisationsgewalt des Regierungschefs veränderba-
ren Organisationsmerkmale einer Regierungsformation. Dazu gehören der Res-
sortzuschnitt, die personelle Neubesetzung von wenigen exekutiven Schlüsselpo-
sitionen und eine nach außen zumindest deklaratorisch vermittelte Richtlinien-
kompetenz der politischen Eliten gegenüber dem existierenden Regierungsappa-
rat. Es überwiegt in analytischer Hinsicht die Betrachtung exekutiver Führungs-
tätigkeit und strategischer Einflussnahme politischer Exekutivakteure. 

Das Stabilitätsnarrativ wiederum räumt den administrativen Institutionen 
der Regierungsorganisation größeres Gewicht gegenüber politischer Einfluss-
nahme ein. Zentral erscheint hier insbesondere der in parlamentarischen Regie-
rungssystemen hohe Verflechtungsgrad zwischen politischen und administrati-
ven Eliten, der sich aus der Notwendigkeit einer konstruktiven Kooperation 
ergibt. Ein konstitutives Wechselverhältnis mit reziproker Adaption ist die Folge 
und lässt mit Blick auf die Regierungsorganisation Kontinuität und dauerhafte 
Strukturbildung wichtiger erscheinen als kurzfristige Veränderungen. Zudem 
stehen klassisch verwaltungswissenschaftliche Aspekte wie Organisationsabläu-
fe, administrative Strukturmuster oder das Rollenverständnis der Regierungsbü-
rokratie im Mittelpunkt des Interesses. Damit prägt eine verwaltungswissen-
schaftliche Schwerpunktsetzung die hier dominant vertretenen Analyseansätze. 

In Abgrenzung von diesen beiden Perspektiven ist das Ziel der Darstellung 
der beiden Narrative, den hybriden Charakter der vorliegenden Arbeit herauszu-
arbeiten: Zentrale Ausgangsüberlegung des hier verfolgten Zugangs ist, dass mit 
der vorgenommenen Auswahl der Untersuchungsgegenstände der mutmaßliche 
Widerspruch zwischen beiden Narrativen im Sinne eines synthetischen Modells 
aufgelöst werden kann. Oder anders gesagt: Die Narrative unterscheiden sich vor 
allem hinsichtlich der mit ihnen verbundenen Betrachtung unterschiedlicher 
Gegenstandsbereiche der Regierungsorganisation. Löst man sich folglich von 
dieser gegenstandsinduzierten Schwerpunktsetzung, so löst sich damit auch der 
oben skizzierte Widerspruch zwischen beiden Narrative zumindest prinzipiell auf 
und öffnet den Blick für weniger eindeutige Entwicklungsrichtungen der Regie-
rungsorganisation nach Regierungswechseln. Neben dem Fortbestand stabiler 
Organisationsmuster auf der einen und der schnellen Veränderungen von Struk-
turmustern der Regierungsorganisation auf der anderen Seite lassen sich bei-
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spielsweise graduelle, aber langfristig transformative Veränderungsprozesse ge-
nauso identifizieren, wie vermeintlich radikale formale Organisationsverände-
rungen, die langfristig wiederum durch stabile informelle Strukturmuster konter-
kariert werden.  

Konkreter Gegenstand der vorliegenden Analyse ist die Organisation der 
nordrhein-westfälischen Landesregierung rund um den Regierungswechsel 2005. 
Die Analyse folgt vor dem Hintergrund der oben dargestellten Ausgangsüberle-
gung einer Schwerpunktsetzung, die Klaus-Eckart Gebauer mit der Identifikation 
unterschiedlicher Rollen von Landesregierungen vorschlagen hat (Gebauer 
2006). Gebauer differenziert dabei drei unterschiedliche Gesichtspunkte, unter 
denen Regierungen, insbesondere Landesregierungen, analysiert werden können: 
 
1. Die Landesregierung als kollektives Verfassungsorgan: Im Vordergrund 

steht hier das Spannungsverhältnis der drei Organisationsprinzipien Richtli-
nienkompetenz, Ressortprinzip und Kabinettsprinzip sowie die Stellung der 
Regierung als Kollegialorgan gegenüber dem Parlament. 

2. Die Landesregierung als Organisation: Die zweite Rolle betont die Dimen-
sion des Organisatorischen innerhalb einer Landesregierung. Im Mittelpunkt 
stehen Fragen des Ressortzuschnitts und die damit verbundene Aufteilung 
von regierungsinternen Kompetenzen in organisatorischer Hinsicht. 

3. Die Landesregierung als Kommunikations- und Entscheidungssystem: Hier 
dominiert die Betrachtung von Mechanismen des Regierens und die hierfür 
zur Verfügung stehenden Verfahren, Prozeduren und Regeln. Informati-
onsmanagement als Grundlage für die Entscheidungsfindung spielt dabei 
eine zentrale Rolle. 

 
Die dritte Perspektive von Landesregierungen als „Kommunikations- und Ent-
scheidungssystem“ stellt den Bezugspunkt dieser Analyse dar. Die damit ver-
bundene Akzentuierung betont zum einen den Prozesscharakter des Regierens 
und damit die institutionell-prozessuale Dimension der Regierungsorganisation. 
Zum anderen deutet sich ein konstitutives Wechselspiel zwischen formalen Or-
ganisationsstrukturen und informellen Mustern einer spezifischen Kommunikati-
ons- und Entscheidungskultur an: 
 

„Regierung ist […] nicht nur ein Norm- und Organisationssystem, sondern auch 
Kommunikations- und Entscheidungssystem [...] So wird die Leistung einer Regie-
rung - auch auf Landesebene - mehr und mehr davon bestimmt sein, wie es ihr ge-
lingt, ein verlässliches und lernfähiges Kommunikations- und Entscheidungssystem 
vorzuhalten: zur Gewinnung, Verarbeitung und Vermittlung von Informationen“ 
(Gebauer 2006: 143). 
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Die damit verbundene Auswahl der konkreten Untersuchungsgegenstände liefert 
zugleich einen ersten allgemeinen Hinweis darauf, wie die vermeintlich gegen-
sätzlichen Narrative im Sinne einer Synthese aufgeweicht werden können. Die 
Fokussierung auf Regierungsorganisation als Kommunikations-, Entscheidungs-, 
aber auch Koordinations- und Steuerungssystem weicht die Grenzen zwischen 
klassischer Exekutivforschung und stärker verwaltungswissenschaftlich angeleg-
ten Zugängen auf. Eine solche Herangehensweise betont ein Verständnis von 
Regierungsorganisation im Sinne einer funktionsbezogen definierten „Kernexe-
kutive“ (Rhodes/Dunleavy 1995; Peters et al. 2000) für das spezifische „Politik-
management“ (Korte et al. 2006: 11–17; Korte/Fröhlich 2009: 14; Grunden 
2009: 50–52) einer „Regierungsformation“ (Grunden 2009; Korte/Grunden 
2010: 4). Die Konkretisierung der Analysegegenstände und die Einordnung eines 
solchen Zugangs in die Exekutivforschung stehen daher zunächst im Mittelpunkt 
des nachfolgenden Unterkapitels.  
 
 
1.2 Gegenstand der Analyse: Die Transformation der nordrhein-

westfälischen Kernexekutive nach dem Regierungswechsel 2005 
 
Allgemein gefasst ist der Gegenstand der vorliegenden Arbeit die nordrhein-
westfälische Regierungsorganisation im Anschluss an den Regierungswechsel 
2005. Analytischer formuliert und zugleich konkretisiert wird der Begriff der 
Regierungsorganisation hier im funktionsbezogenen Sinne als „Kernexekutive“ 
und damit als sowohl nach innen als auch nach außen gerichtetes formales und 
informelles Kommunikations-, Koordinations- und Entscheidungssystem einer 
Regierungsformation verstanden. Die Arbeit fragt somit nach der Transformation 
dieser Kernexekutive im Zuge eines Regierungswechsels, was sowohl Stabilisie-
rungs- als auch Wandlungsprozesse einschließt, und sucht nach den dafür maß-
geblichen Erklärungen im Sinne dahinter stehender Kausalmechanismen. Die 
damit verbundenen Leitfragen lauten: Wie wandeln und/oder stabilisieren sich 
formale und informelle Institutionen der Kernexekutive? Welche Rolle spielen 
dabei Kalküle und strategische Interventionen politischer Akteure und inwieweit 
verlaufen die beobachtbaren Transformationsprozesse weitgehend ungesteuert? 
In welchem konstitutiven Wechselverhältnis stehen Akteure und Strukturen? 
Wie lassen sich die jeweiligen Stabilisierungs- und Veränderungsprozesse erklä-
ren? Gibt es erklärende Strukturmuster, die im Sinne kausaler Mechanismen 
herausgearbeitet werden können? 

Mit dem oben kurz umrissenen Verständnis von Regierungsorganisation 
verbinden sich einige zentrale Teilaspekte, die es zunächst analytisch zu konzep-
tualisieren und anschließend empirisch entlang des Untersuchungsgegenstandes 
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zu konkretisieren gilt. Denn „Organisation ‚an sich‘ bezeichnet angesichts der 
enormen Varianz in mehreren Merkmalsdimensionen (…) nicht viel mehr als 
den Sachverhalt kollektiver Ordnung, Begrenzung und Berechenbarkeit“ 
(Schreyögg 2008: 138). Es gilt daher, zunächst die konkreten Bestandteile eines 
hier gewählten „institutionellen Organisationsbegriffs“ herauszuarbeiten, der drei 
zentrale Elemente beinhaltet (Schreyögg 2008: 8–10): Die spezifische Zweckori-
entierung einer Organisation, die geregelte Arbeitsteilung innerhalb derselben 
sowie das Vorhandensein beständiger Grenzen, die eine Unterscheidung von 
Innen und Außen und mithin die Identifikation von Organisationsgrenzen ermög-
lichen. Insofern geht das damit verbundene Verständnis von Regierungsorganisa-
tion über eine vornehmlich interaktionistische Perspektive akteursbezogener 
„Praktiken“ (vgl. Rüb 2009: 46) hinaus und schließt institutionelle Strukturen 
jenseits von Akteurshandeln ein. Im Mittelpunkt der nachfolgenden Darstellung 
steht daher zunächst die weitere begriffliche Präzisierung des Begriffs der Regie-
rungsorganisation. Hinzu kommen daraus abgeleitete Hinweise auf konkrete 
Untersuchungsgegenstände, die im Rahmen der empirischen Analyse in den 
Blickpunkt geraten. Im Zuge eines problemorientierten Blickes auf den For-
schungsstand (Kapitel 2) werden diese empirischen und theoretischen Anknüp-
fungspunkte dann weiter angereichert und für die weitergehende Theoriebildung 
(Kapitel 3) und die empirische Analyse (Kapitel 5) herausgearbeitet. 
 
 
1.2.1 Die Kernexekutive: Eine funktionsbezogene Definition der 

Regierungsorganisation 
 
Mit Blick auf den Untersuchungsgegenstand ist der hier gewählte begriffliche 
Ausgangspunkt eine funktionsbezogene Definition der Regierungsorganisation, 
wie sie das Konzept der „Kernexekutive“ postuliert. Die Kernexekutive wird 
dabei nicht systematisch, sondern funktional über die Koordinationsleistungen, 
welche sie erbringt, definiert (Dunleavy/Rhodes 1990: 4): 
 

“We define the core executive functionally to include all those organizations and 
structures which primarily serve to pull together and integrate central government 
policies, or act as final arbiters within the executive of conflicts between different 
elements of the government machine.” 

 
Warum aber erscheint ausgerechnet das Konzept der Kernexekutive als für die 
vorliegende Fragestellung geeigneter Ausgangspunkt einer Definition von Regie-
rungsorganisation? Das Konzept bietet, so die These, eine Antwort auf das oben 
im Rahmen der Darstellung des Veränderungs- und des Stabilisierungsnarrativs 
herausgearbeitete Problem. Dort wurde das Argument vertreten, dass die beiden 


